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macht China gestalten wollen. Nicht aus-
zuschließen ist, dass gerade mit einem
Präsidenten Obama Washington und Pe-
king nicht zuletzt wegen Interessengegen-
sätzen in Afrika zunehmend aneinander
geraten.

Der 44. Präsident der USA erbt von
seinem Vorgänger ein prall gefülltes au-
ßenpolitisches Aufgabenbuch. Zugleich
sind Amerikas Pfeiler der Macht weniger

tragfähig als früher. Obama wird sie also
stabilisieren müssen. Ihn dabei zu unter-
stützen liegt im deutschen und europäi-
schen Interesse, denn ein Amerika, das
sich auf sich selbst zurückzieht, würde die
Welt wohl zu einem noch gefährlicheren
Platz machen. Der Vertrauensvorschuss
auf beiden Seiten des Atlantiks ist groß –
mögen sich die Partner nicht gegenseitig
enttäuschen.

Gert Weisskirchen

Etwas unerhört Neues fängt an
Wie links ist Obama?

Barack Obama hat das Herz der Macht erobert.Wie wird er gebrauchen, was er ge-
wonnen hat? Welche Normen werden sein Handeln leiten? Getragen wird er von
einer Wählerschaft, wie sie allein in außergewöhnlichen historischen Momenten
stark mobilisiert werden kann. Welche Gründe haben Menschen bewegt, sich für
ihn zu entscheiden? Warum haben seine Botschaften den Kern dessen erreicht, was
die Mehrheit von ihrem künftigen Präsidenten erwartet?
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Joe Klein bewertet in der Time den Sieg
Obamas als ein Referendum über die Ära,
die mit Ronald Reagan begonnen hatte.
Die treibende Idee des frisch gewählten
Präsidenten sei, und so zitiert er ihn selbst,
einen »Sinn wieder herzustellen, dass wir
die Wirtschaft von unten aufbauen und
nicht von oben. Das ist der alles überra-
gende philosophische Wandel, den wir
durchsetzen müssen«. Mit John McCain
hat das alte, unilaterale Amerika verloren,
das angebotsorientierte, das deregulieren-
de. Im Wahlakt spiegeln sich die Absagen
an das gesellschaftliche Auseinanderdrif-
ten der – »dis-united« – USA, das soziale
Absinken größer werdender Teile der Be-
völkerung, die wachsende Sorge vieler
Menschen vor der ungewissen Zukunft ih-
rer Kinder.

Schon mit dem Beginn des Wahlkamp-
fes schlug Obama den Generalbass seiner
Botschaft an. Er überzeugte, weil er die

Sorgen der Menschen direkt ansprach: Wie
soll die Wirtschaft der Zukunft aussehen,
wie das Gesundheitswesen, wie Bildung
und Erziehung? John McCain aber blieb
der Gefangene der neo-konservativen Ideo-
logie. Am Ende versuchte er seinen politi-
schen Gegner als »Sozialisten« zu brand-
marken, um die Niederlage verzweifelt ab-
zuwenden. Wieder aufleben sollte die Re-
bellion der Reagan-Ära. Sie hatte sich auf-
gebäumt gegen die Offenheit der Kennedy-
Ära, gegen das Verlangen nach Freiheit, ge-
gen den Willen zur Gleichberechtigung,
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wie sie in den Bürgerrechtsbewegungen
sich ausdrückte. Die späten 60er Jahre wa-
ren eine Zeit des kulturellen Aufbruchs in
eine neue Globalität.

Authentizität und magische Kraft

Der Sieger dieses Herbstes knüpft an den
Sommer 1968 an. Barack Obama beginnt,
den Traum Martin Luther Kings zu ver-
wirklichen. Der Blick auf die Ergebnisse
zeigt: Die Wählerschaft McCains ist weiß,
verfügt über höhere Einkommen, ist älter,
hat höhere akademische Abschlüsse, lebt in
Vorstädten, eher noch auf dem Land und
im Süden. Die Wählerschaft Obamas reprä-
sentiert die »realen« Vereinigten Staaten
von Amerika. Sie ist farbiger und jünger,
städtischer und geringer verdienend, ihre
Bildungsstruktur ist weniger stark geprägt
und weiblicher.

Den deutlichsten Zuwachs erzielte
Obama gegenüber 2004 bei den spanisch-
sprechenden Bürgerinnen und Bürgern
mit 13 % und bei den 18- bis 29-Jährigen
mit 12 %. »E pluribus unum« ist das Ver-
sprechen des Gründungsakts der USA,
und mit Obamas Wahl wird es real. Drei-
viertel derer, die im Wahlakt befragt wur-
den, denken die USA seien auf einem fal-
schen Weg.

Wandel und Hoffnung waren deshalb
die Schlüsselworte, die den Raum zur Ent-
scheidung öffneten. Diese Worte haben
magische Kraft gewonnen. Sie durchbra-
chen Ängste nicht, weil sie rhetorische Sug-
gestion entfachten. Das konnte nur gelin-
gen, weil Obama authentisch das Band zwi-
schen Zielen und Handeln ineinander zu
fügen vermochte. Obama hat gewonnen
auch der Krise des Finanzkapitals wegen.
Aber nicht allein deshalb. Wichtig waren
ebenso seine Fähigkeiten, im öffentlichen
Diskurs seine Kompetenzen überzeugend
darzustellen. Er konnte das Entstehen der
Krise verständlich erklären und vernunft-
geleitetes politisches Handeln anbieten.

Die Umrisse sind noch zu schärfen, die
Grundrichtung jedoch ist deutlich zu er-
kennen. Und die Wählerinnen und Wähler
haben sie fest ins Auge gefasst. Mit ihrer
Entscheidung haben sie Geschichte ge-
macht. Sie haben politisch gestritten, so
stark motiviert wie selten in den letzten
vier Jahrzehnten zuvor. Sie wenden sich ge-
gen Apathie und Zynismus. Sie erfinden
die US-Demokratie neu.

Die Agenda der Demokraten

Wie kann dieses Momentum aufgenom-
men werden, wie erhalten bleiben? Das
»Konzept der deliberativen Demokratie«
ist offen. Sie ist plastisch und lernfähig. Im
Kampf um die politische Entscheidung hat
die Demokratie in den USA neue Kraft
schöpfen können.

Mit der ausgebauten Mehrheit im Kon-
gress wird es für Präsident Obama leichter
sein, die demokratische Agenda in den
kommenden Jahren durchzusetzen:

»Erstens: Wir werden Amerikaner im
Heimatland schützen und die Welt führen,
indem wir unseren Soldaten, unseren Bür-
gern und unseren Alliierten die Wahrheit
sagen. Wir setzen auf eine starke nationale
Verteidigung, die zugleich fest und intelli-
gent ist. (…). Erfolg im Irak werden wir
sichern und Amerika befreien von der Ab-
hängigkeit vom importierten Öl.

Zweitens: Wir werden ein Amerika
schaffen, das sauberer, grüner und stärker
ist, indem wir Milliarden von Subventio-
nen für Öl und Gas streichen, und die ein-
gesparten Mittel verwenden, damit die
Konsumenten finanziell erleichtert und
damit alternative Energien entwickelt wer-
den. Technologien, die die Energieunab-
hängigkeit fördern, werden mit den einge-
sparten Mitteln zusätzlich angeregt.

Drittens: Wir werden Jobs schaffen, die
in Amerika bleiben und die Chancen für
alle Amerikaner wiederherstellen, begin-
nend mit der Erhöhung des Mindestlohns.
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Viertens: Wir werden uns 36 Industrie-
nationen anschließen, damit jeder Einzel-
ne Zugang zu einem bezahlbaren Gesund-
heitswesen hat. Beginnen werden wir, in-
dem wir an den Regeln für das Arzneimit-
telprogramm festhalten und die Stamm-
zellenforschung fördern werden.

Fünftens: Wir werden sicherstellen,
dass ein Rentnerdasein in Würde das Recht
und die berechtigte Erwartung jedes Ame-
rikaners und jeder Amerikanerin ist. Des-
halb werden wir mit einer Pensionsreform
beginnen (...) und die Privatisierung der
sozialen Sicherheit vermeiden.«

Der emotional stärkste Moment der
Rede Obamas auf der Convention in Den-
ver war, als er die Verpflichtung abgab, für
jedes Kind müsse die weltbeste Bildung be-
reitgestellt werden, »weil es um nicht we-
niger geht, als sich in der globalen Wirt-
schaft im Wettbewerb zu behaupten«.

Er selbst und seine Frau Michelle konn-
ten allein deshalb in Denver sein, weil sie
diese Chance geboten bekamen. Dies sei
der Grund, weshalb er in frühkindliche Er-
ziehung investieren werde. »Und wir wer-
den unser Versprechen jedem jungen Ame-
rikaner (gegenüber, d. A.) einlösen.«

Seine Rede beendete Obama mit den
Worten Martin Luther Kings: »Wir können
nicht allein voran gehen und (…) wir kön-
nen nicht umkehren.« Deshalb: »Wir hal-
ten fest am amerikanischen Versprechen
(...), an der Hoffnung zu der wir uns be-
kennen.«

Beim Sieg Obamas hat sich Vernunft
gegen unterschwellige Vorurteile durchge-
setzt, die Erfahrung zur Compassion gegen
die Absicht, die Welt von Beginn an in Gut
und Böse zu unterscheiden.

Zudem verfügt Obama über die Fähig-
keit, »was krisengebeutelte Demokratien
am dringendsten brauchen, Begeisterung
für Veränderungen zu wecken«, so schreibt
Ronald Dworkin.Vor diesen überborden-
den Aufgaben steht die neue Administra-
tion: die verunsicherte, polarisierte Gesell-
schaft zu versöhnen; den Niedergang des

Vertrauens in das Regierungshandeln um-
zukehren; und die wirtschaftliche Krise zu
bewältigen, sowie das Ansehen der USA
außenpolitisch zu erneuern.

Die dramatischen Verwerfungen in den
Sphären des internationalen Finanzkapitals
haben wie in einem Brennglas allen globa-
len Akteuren vor Augen geführt, dass allein
aufeinander abgestimmtes Zusammenhan-
deln einen Weg aus der Krise zeigen kann.
Zwingend ist es, die internationale Finanz-
architektur zu erneuern. Dabei ist nicht
allein die Frage zu beantworten, wie die
globalen Institutionen stärker den multi-
polaren Realitäten angepasst werden, die
Agenda ist umfangreicher: Neue Instru-
mente sind zu entwickeln, damit die Ver-
einten Nationen reformiert werden. Eine
Renaissance des Völkerrechts und der in-
ternationalen Politik ist überfällig. Die
»strategische Führerschaft«, von der die
außenpolitischen Berater Obamas spra-
chen, beschreibt den multilateralen Hori-
zont und hält fest, wie sich die USA künftig
als primus inter pares verstehen werden.Die
Zeit der Konstruktionen der Koalitionen
der Willigen, an der völkerrechtlichen Legi-
timation vorbei, ist damit zum Ende ge-
kommen.

Die strategische Führerschaft der USA
muss erworben werden und erhalten blei-
ben, schreiben Anne-Marie Slaughter, Ivo
Daalder u.a. im Phoenix Initiative Report.
Dem neuen Präsidenten sei aufgegeben, ei-
ne neue Nationale Sicherheitsstrategie im
Angesicht einer Zeit der Wirren und des
Wandels in Kraft zu setzen. Mehr als je zu-
vor seit 1940 sehen sich die USA herausge-
fordert, ihre globale Rolle neu auszurichten.

Die neu zu begründende Führerschaft
erkennt an, dass die USA in einer mitei-
nander vernetzten Welt ihre eigenen Inte-
ressen am Besten zu sichern vermag, wenn
sie die Interessen anderer versteht und
hilft, jene ebenfalls zu sichern. Obama hat
eine neue Offenheit geschaffen. Fragen
können frisch gestellt werden. Mit welchen
politischen Neuansätzen werden die Ver-
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Reihe mächtiger Regionalpolitiker haben
nie geheiratet. Dem Zölibat hängt auch
bei politischen Personen eine guruhafte
Aura von Macht und Herrschaftsanspruch
an.

Barack Obama hatte die indische Öf-
fentlichkeit für sich gewonnen, als er Ende
März seine jetzt schon als historisch gel-
tende Rede zum amerikanischen Rassen-
konflikt hielt. Seine Offenheit und Diffe-
renziertheit, sein Mut, Risiken einzugehen,
wurde in zahlreichen Editorials bewundert.
So schrieb Barkha Dutt wehmütig in der
Hindustan Times: »Wann werden wir je
unseren eigenen Obama bekommen? Was
Rasse für die Amerikaner ist, ist Religion
und Kaste für Indien. Doch der politische
Diskurs in unserem Land ist immer in Pola-
ritäten gedrängt worden.Wir waren entwe-

der religionsbewusst oder säkular, liberal
oder konservativ, kapitalistisch oder kom-
munistisch, kastenstolz oder egalitär. Unse-
re Antworten auf politische Debatten über
Kaste und Religion sind entweder zu platt
und politisch korrekt oder schrecklich vor-
urteilsvoll und bigott.«

In unseren vom Fernsehen dominier-
ten Gesellschaften, der amerikanischen
wie auch der indisch-urbanen, sind Qua-
litäten wie Eloquenz, Charisma, Char-
me unwägbar wichtige Instrumente für ei-
nen Wahlsieg. Obamas Hautfarbe ist für
Fernsehzuschauer in den Ländern der
Dritten Welt das unübersehbare Signal,
dass seine Lebensgeschichte Kenia und
Indonesien,also Afrika und Asien,mit ein-
bezieht, dass ein »globaler Amerikaner«
Präsident wird.

Die Krise des Finanzmarktes macht es
möglich: Aus dem Hamburger Grundsatz-
programm der SPD ist in weiten Teilen ein
Aktionsprogramm geworden. »Unkontrol-
lierte Kapitalbewegungen auf den Finanz-
märkten«, so heißt es dort, »können ganze
Volkswirtschaften gefährden. Wir streben
einen wirksamen ordnungspolitischen Rah-
men für die Finanzmärkte auf internatio-
naler Ebene an.« Und weiter: »Märkte be-
dürfen der politischen Gestaltung...« Ge-
schrieben wurden diese Sätze vor dem Hin-
tergrund einer langen politischen Erfah-

rung mit den Krisenerscheinungen des Ka-
pitalismus. Dass die historische Finanz-
und Wirtschaftskrise, in der die Welt inzwi-
schen steckt, schon bald nach der Verab-
schiedung des neuen Grundsatzprogramms
am 28. Oktober 2007 virulent werden wür-
de und grundsätzliche politische Erwägun-
gen gleichsam über Nacht tagespolitisch
aktuell werden könnten, dies hat keiner der
Delegierten, die dem Programm zustimm-
ten, präzise voraussehen können.

Die Erfahrungen

Schon einmal hat eine Weltwirtschaftskri-
se die deutsche Sozialdemokratie auf dem
falschen Fuß erwischt. Der Autor des 1910
erschienenen Finanzkapitals und nach
dem New Yorker Börsencrash 1929 aus
dem Amt des Reichsfinanzministers ge-
drängte Ökonom Rudolf Hilferding, dia-

Karsten Rudolph

Am Krankenbett des Kapitalismus
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men, wäre eurozentrisch, illusorisch und
würde nur Frustrationen und Desillusio-
nen hervorrufen. Europa ist keine postmo-
derne Insel inmitten einer modernen Welt,
ist nicht Venus in einer von Mars beherrsch-
ten Welt, wie Robert Kagan formuliert.
Ihr Ansatz des sogenannten sovereignty-
pooling, also des Bündelns von Befugnis-
sen, muss sich sowohl im Innern als vor al-
lem im Äußeren mit dem Verhaftetsein vie-
ler Staaten in ihrer klassisch nationalen
Souveränität auseinandersetzen. Der ver-
tiefte europäische Multilateralismus refor-
miert Schritt für Schritt die Realpolitik und
steht mit einer großenteils »nicht-europä-
ischen« Welt in Wechselwirkung. Man soll-
te daher die Erwartungen an eine ideali-
sierte, postmoderne und alternative EU
nicht zu hoch setzen. Die EU muss mit den
Befugnissen, die ihr über europäische Ver-
träge von den Staaten übertragen worden
sind, sinnvoll umgehen. Die Wahl Obamas
in den USA bedeutet einen Zugewinn an
Realisierungschancen für diese multilate-
ralen Werte, die 8 Jahre lang nur noch von

der EU vertreten worden sind. Um jedoch
eine gleichberechtigte Partnerschaft mit
den USA und den asiatischen Riesen zu ga-
rantieren, muss der Prozess der nationalen
Ratifizierung des Lissabon-Vertrages von
2007 abgeschlossen werden, der die Schlüs-
sigkeit und Sichtbarkeit des internationalen
Agierens der EU verbessern wird.

Die deutsche Sozialdemokratie unter
Willy Brandt hat frühzeitig erkannt, dass
ihr Schicksal mit dem einer politischen
Einheit und zivilen Macht eines vereinten
Europa verknüpft ist, seit dem »Irseer
Entwurf« von 1986, der zum Grundsatz-
programm von Berlin 1989 werden sollte.
2007 wurde es im Hamburger Programm
an die neue Sicherheitslage in einer instabi-
len Welt der Zeit nach dem Kalten Krieg
angepasst sowie die Antwort auf die schwe-
re Wirtschafts- und Finanzkrise bereits
vorweggenommen. Beides sind die neuen
äußeren Herausforderungen der europä-
ischen Zivilmacht.

(Aus dem Italienischen von Rüdiger
Hentschel.)
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dacht werden, damit die EU nicht reform-
unfähig wird und durch ihr eigenes Modell
zum Scheitern verurteilt ist. In Zukunft
sollten im Normalfall parlamentarische Ab-
stimmungen in allen Mitgliedsstaaten und
bei wichtigen Vertragsänderungen ein Eu-
ropäisches Referendum stattfinden. Bei
beiden sollten qualifizierte Mehrheiten für
die Ratifizierung ausreichen.

Dies wird aber nicht für den Vertrag
von Lissabon und das irische Nein gelten.
Derzeit ist noch die Ratifizierung durch
alle Mitgliedsstaaten notwendig. Bis Ende
des Jahres sollte alles daran gesetzt werden,
dass in den verbleibenden Mitgliedsstaaten
Schweden und der Tschechischen Repub-
lik der Vertrag von Lissabon ratifiziert
wird. Irland sollte dann im Frühling 2009
eine neue Befragung der Bevölkerung
durchführen. Eile ist insofern geboten, weil
die Wahlen zum Europäischen Parlament
im Juni 2009 stattfinden und bis dahin
Klarheit über die rechtlichen Grundlagen

der Europäischen Union herrschen muss.
Nur so kann gewährleistet werden, dass die
Wahl des Präsidenten der Europäischen
Kommission auf Grundlage der von den
Bürgern zum Ausdruck gebrachten Präfe-
renzen durchgeführt wird. In Irland muss
den Bürgern deutlich erklärt werden, dass
ein zweites Nein das Land in Europa isolie-
ren würde und ein Europa der zwei Ge-
schwindigkeiten entstehen wird. Darüber
hinaus muss die Regierung in Dublin sehr
viel engagierter für den Vertrag von Lissa-
bon werben. Bei der ersten Ablehnung hat
eine Mehrheit der Menschen angegeben,
wegen fehlender Kenntnisse über den Ver-
trag mit Nein gestimmt zu haben. Auch die
Regeln zur Finanzierung von Referendums-
kampagnen müssen geändert werden. In
einer Demokratie sollte es nicht hinnehm-
bar sein, dass ein Millionär wie Herr Gan-
ley alleine mehr Geld in eine Kampagne
investiert als es die gesamten Parteien in
diesem Land dürfen.
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Die Europäische Sozialpolitik ist Gegen-
stand vieler Mythen. Weder ist es heute
zutreffend, dass die Europäische Union

sozialpolitisch abstinent ist, noch kann auf
der Ebene der Mitgliedsstaaten ein einheit-
liches europäisches Sozialmodell ausge-
macht werden. Beide Einschätzungen tref-
fen am ehesten für die Gründungsphase
der EG zu. Zum einen beschränkten sich
im EWG-Vertrag die sozialpolitischen
Kompetenzen auf die Geschlechtergleich-
heit in der Entlohnung, sowie Maßnahmen
auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit zur
Sicherstellung der Freizügigkeit von Ar-
beitnehmern. Zum anderen bestand ur-

Herbert Obinger

Perspektiven für ein soziales Europa

Das Integrationsprojekt EU benötigt die Unterstützung durch seine Bürger. Kaum
ein anderes Politikfeld wäre besser geeignet diese zu generieren als das der Sozial-
politik. Doch trotz einiger Fortschritte hat sich die bereits bei der Gründung der EG
angelegte Konstruktion einer sozialstaatlich nicht eingehegten Marktintegration
weiter verhärtet.
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sprünglich auf der Ebene der Mitglieds-
staaten insofern eine relativ große sozial-
politische Homogenität,als die Wohlfahrts-
staaten der sechs Gründungsmitglieder in
der Tradition des Bismarckschen Sozial-
staatsmodells standen. Mit jeder Erweite-
rungswelle ist jedoch die sozialpolitische
Zersplitterung in Europa größer gewor-
den. Die beiden jüngsten Beitrittsrunden
haben diese Fragmentierung weiter ver-
stärkt und zudem ein massives Wohl-
standsgefälle in der Union verankert. Eu-
ropa umfasst heute mehrere Sozialstaats-
welten, die sich hinsichtlich der strukturel-
len Gestaltung des Wohlfahrtstaates und
der Sozialstandards erheblich voneinander
unterscheiden.

Fortschritte nicht
überbewerten

Nicht minder bedeutsame Veränderungen
fanden seither auf europäischer Ebene
statt.Beginnend mit der Einheitlichen Euro-
päischen Akte wurden die sozialpolitischen
Befugnisse der Gemeinschaft mit jeder
Vertragsrevision ausgeweitet und in vielen
Bereichen die Entscheidungsregeln im Rat
zugunsten qualitativer Mehrheitsentschei-
dungen gelockert. Abgesehen von wenigen
Ausnahmen (z.B. Streik- und Koalitions-
recht) kann der Rat heute Mindestvor-
schriften in allen sozialpolitischen Berei-
chen erlassen. Gerade im Kernbereich der
sozialen Sicherheit, den wohlfahrtsstaat-
lichen Transferleistungen, setzt dies aber
nach wie vor eine einstimmige Ratsent-
scheidung voraus.

Dessen ungeachtet ist die Zahl an so-
zialpolitischen Rechtsakten in den letzten
zwei Dekaden beträchtlich angestiegen.
Allen voran gilt dies für soziale Mindest-
standards im Bereich des Arbeitsschutzes
und Arbeitsrechts. Die im Bereich regulati-
ver Sozialpolitik zweifellos erreichten Fort-
schritte dürfen jedoch nicht überbewertet
werden. Drei andere Prozesse setzten näm-

lich die nationalen Wohlfahrtsstaaten er-
heblich unter Druck bzw. verringerten den
sozialpolitischen Handlungsspielraum des
Nationalstaates.

Erstens schritt die von Kommission
und EuGH vorangetriebene negative Inte-
gration ungleich rasanter voran als die
sozialpolitische Re-Regulierung auf euro-
päischer Ebene. Hier geht es im Wesent-
lichen um die Beseitigung von nationalen
Vorschriften, die der Marktschaffung ent-
gegenstehen. So dürfen etwa nationale so-
zialpolitische Regelungen nicht im Wider-
spruch zu den vier Grundfreiheiten ste-
hen. In der sozialpolitischen Praxis führte
dies zu Souveränitäts- und Autonomiever-
lusten des Nationalstaates und zur Ent-
grenzung der nationalen Sozialschutz-
systeme.

Zweitens beraubte die Wirtschafts- und
Währungsunion den Nationalstaat seiner
klassischen geldpolitischen Instrumente,
während die Fiskalpolitik durch den Stabi-
litäts- und Wachstumspakt in ein engeres
Korsett gepresst wurde. Dadurch brachen
nicht nur die klassischen wirtschaftspoliti-
schen Stabilisierungsinstrumente teilweise
weg, sondern es erhöhte sich indirekt auch
der Druck auf den Wohlfahrtsstaat als wich-
tigsten sozialen Stabilisierungspuffer. Das
enger geschnürte fiskalpolitische Korsett
zwingt nämlich die Mitgliedsstaaten zur
Ausgabendisziplin und bleibt deshalb nicht
folgenlos für den Sozialstaat, weil er als mit
Abstand größter Einzelposten des Budgets
im Fall eines fiskalischen Ungleichgewichts
sehr wahrscheinlich zum Gegenstand von
Ausgabenkürzungen wird.

Drittens hat der europäische Binnen-
markt den Regimewettbewerb zwischen
den Mitgliedsstaaten intensiviert. Wäh-
rend die Mobilität von Arbeitskräften
(noch) relativ gering ist, machen insbeson-
dere Kapitaleigner und Unternehmen von
der Freizügigkeit intensiv Gebrauch. Un-
ternehmen können ihre Produktion zur
Ausschöpfung von Faktorpreisdifferenzen
ins EU-Ausland auslagern, ohne dabei hö-
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Sozialschutzsysteme voranzutreiben. Ein
im Wesentlichen unverbindlicher Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch ist aber
kein wirksames Instrument, um Markt-
kräfte zu disziplinieren. Die gegenwärtige
Finanzkrise zeigt, welche massiven Folge-
effekte unregulierte Märkte erzeugen kön-
nen. Die Europäer wären gut beraten,
wenn sie den Binnenmarkt auf europäi-

scher Ebene sozialpolitisch stärker einhe-
gen und so einem Vertrauensverlust in
Markt, Demokratie und das europäische
Projekt selbst präventiv vorbeugen. Die
Voraussetzungen dafür sind allerdings
nicht günstig. Die Schaffung einheitlicher
europäischer Sozialstandards auf dem
Gebiet der sozialen Sicherheit ist vielmehr
ein sehr langfristiges Unterfangen.
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Die Partner einer Großen Koalition haben
es nicht leicht, den Bürgern in der Vorbe-
reitung des Wahlkampfes klare Trennungs-
linien und glaubwürdige Unterschiede ih-
rer Wert- und Zielsetzungen zu präsentie-
ren – zumal inmitten der chaotischen Wir-
ren einer weltweiten Finanzkrise und unter
den Bedrückungen einer drohenden De-
pression. Der Ausnahmezustand kann ein
massiv parteipolitisches Erfolgskalkül fürs
erste nicht dulden, sondern fordert den ver-
einten Willen zur Abwehr der schlimmsten
Gefahren und die Bündelung aller Ener-
gien zur Überwindung der Krise.

Wiederentdeckung sozialdemo-
kratischer Kernelemente

Das gilt für die Sozialdemokraten nicht an-
ders als für die Christdemokraten: die
Haupt- und noch immer die Volkspar-
teien, die vom Anbeginn der Bundesrepu-
blik (ja zuvor schon in den westdeutschen
Ländern) miteinander das tragende Fun-
dament des Staates bildeten – gleichviel ob
in der Konfrontation von Regierungspartei
und Opposition, die eine Kooperation im
Bundestag, im Bundesrat, in den Länder-
parlamenten und in den Kommunen nie-
mals ausschloss, oder erst recht in den
Jahren gemeinsamer Regentschaft.

Die Kanzlerkandidaten und die Parteichefs
der zweiten Großen Koalition stehen, was
dies angeht, vor härteren Proben als ihre
Vorgänger in der Allianz Kiesinger-Brandt
im Jahre 1969. Die explosive Finanzkrise –
nach dem Krieg die schwärzeste Heimsu-
chung seit dem Zusammenbruch der Welt-
finanzen im Jahre 1929 – zwang die Christ-
demokraten zur Wiederentdeckung man-
cher sozialdemokratischer Kernelemente,
die ihre Programme und ihr Handeln nach
1945 mitgeformt hatten: unter anderem
dank des unvergessenen Karl Arnold, Mi-
nisterpräsident in Nordrhein-Westfalen,
diesem treuen Praktikanten der Katholi-
schen Soziallehre, dank auch Eugen Gers-
tenmaiers, Chef des Evangelischen Hilfs-
werkes, der mitten im deutschen Elend be-
wiesen hat, was die protestantische Sozial-
ethik zu leisten vermochte. Ihre Prägung
der sozialen Marktwirtschaft wurde später
in den Wonnen der Hochkonjunktur von
den selbstsicher-arroganten Erben so gut

Klaus Harpprecht

Die Glosse: Die neue, die europäische Mitte

Klaus Harpprecht 

(*1927) Mitherausgeber der Neuen Ge-
sellschaft/Frankfurter Hefte,war Reden-
schreiber und Berater von Willy Brandt.Er
ist seit langem als Journalist für zahlreiche
Zeitungen tätig und seit letztem Jahr
Mitherausgeber der Anderen Bibliothek.
Neu erschienen: seine Biografie über
Marion Gräfin Dönhoff.



Europäischen Union ausgehandelt werden
sollten? Grund genug: ihre militärpoliti-
schen Entschlüsse betreffen nicht nur sie
und die Vereinigten Staaten, sondern glei-
chermaßen die benachbarten Mitglieder
der Allianz. Wäre dies nicht das Signal, die
so lange verzögerte Planung einer gemein-
samen europäischen Sicherheitspolitik und
die Formierung europäischer Streitkräfte
(über den Ansatz des Eurocorps hinaus)
auf die Tagungsordnung zu setzen?

Die Franzosen haben begriffen

Wenn nicht vieles täuscht, dann neigt die
Kanzlerin mehr und mehr zu einer Auf-
wertung und Erweiterung der (eher dürfti-
gen Reste) nationaler Souveränitäten? Das
mag sich aus ihrer ostdeutschen Herkunft
erklären. Vielleicht entrichtet sie auch nur
den offenen und verborgenen national-
staatlichen Nostalgien in den konservati-
ven Flügeln der CDU und CSU ihren Tri-
but. Inzwischen aber könnte sie im Stillen
bedauert haben – nicht anders als Finanz-
minister Steinbrück –, dass sie im ersten
Ansturm der Krise Nicolas Sarkozys Vor-
schlag einer gemeinsamen Abwehr-Stra-
tegie mit einem europäischen Notfonds für
die bedrohten Banken so vorschnell ver-
warf und darauf bestand, dass die Deut-
schen das Monster einer Pleitewelle besser
in eigener Hoheit und aus eigenen Mitteln
zu bändigen wüssten. Inzwischen wurde
offenbar, dass die deutsche Bankenwelt –
dank der biedermännisch getarnten Leicht-
fertigkeit (und der unkontrollierten Spe-
kulationsgier) ihrer Chefs – böser heimge-
sucht ist als es die französischen Institute
sind.

Dennoch, die Kanzlerin wischte den
Vorschlag Sarkozys beiseite, für die Euro-
Zone eine Art gemeinsame Wirtschafts-
regierung zu bilden, zunächst (versteht
sich) unter seiner Führung. Bei jeder dieser
Anregungen wittern die Deutschen sofort
einen Anschlag auf die Unabhängigkeit der

Europäischen Zentralbank. Die Franzosen
haben dies begriffen, zumal einer ihrer
Landsleute das anti-inflationäre Tabu der
gemeinsamen Währung mit eisernem Wil-
len verteidigt. Außenminister Steinmeier
meinte klug, man könne auf den Begriff
»Wirtschaftsregierung«, der bei den Deut-
schen noch immer starke Allergien auslöst,
getrost verzichten und sich dennoch zu ei-
ner engeren wirtschaftspolitischen Zusam-
menarbeit entschließen.

Immerhin verfügen Frankreich und die
Bundesrepublik zusammen über jene »kri-
tische Wirtschaftsmasse«, die das Geschick
der Union bestimmt: Sie weisen an die 49
Prozent des Inlandsbrutto-Produktes der
Euro-Zone auf, finanzieren 36 Prozent des
europäischen Budgets und stellen 33 Pro-
zent der Bevölkerung. Mit anderen Worten:
Es gibt ohne sie und ihr gemeinsames Han-
deln keine Europäische Union und erst
recht keine Euro-Zone, die sich in dieser
Weltkrise als ein wahrer Segen erweist (nur
daran zu denken, zu welch absurden Spe-
kulationen die Zersplitterung der alten
Währungen herausfordern würde).

Europa braucht sozialdemo-
kratische Führung

Michel Rocard, der klügste (und erfolg-
reichste) Ministerpräsident der Fünften
Republik – von Mitterrand als ein poten-
zieller Konkurrent in die Wüste geschickt –
rief im November den Delegierten des
(alles in allem kläglichen) Parteitags der
Sozialisten in Reims zu, die Genossen soll-
ten sich endlich auf die alte sozialdemokra-
tische Forderung nach einer Regulierung
der internationalen Geldmärkte und vor al-
lem der anarchischen Hedgefonds besin-
nen. Europa brauche die sozialdemokrati-
sche Führung. Nur Europa verfüge über die
»Kader«, die notwendig seien, um den Ka-
pitalismus neuen und effizienten Regeln zu
unterwerfen – und damit die Marktwirt-
schaft zu sichern. Einer seiner Landsleute
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die so als Bündnispartner für ein soziales
Europa gewonnen werden können.

Zur sozialen Dimension der EU gehört
»Gute Arbeit«. Wir brauchen in der EU
nicht irgendwelche Arbeitsplätze, sondern
qualitativ gute Jobs. Gute Arbeit in Europa
heißt: Geltung sozialer Mindeststandards,
die allen Arbeitnehmern ein Mindestmaß
an sozialem Schutz europaweit garantie-
ren. Nur so kann ein ruinöser Wettbewerb
um Arbeits- und Sozialstandards verhin-
dert und das europäische Sozialmodell er-
halten und fortentwickelt werden. Dies
könnte mit Hilfe eines sozialen Stabili-
tätspakts in der EU erreicht werden.

Es geht in der nächsten Amtsperiode
des EP aber auch um ganz konkrete Maß-
nahmen:

– Die Entsenderichtlinie muss so ver-
ändert werden, dass Mindestlöhne nicht
zu Maximallöhnen gemacht werden.

– Für die Vergaberichtlinie brauchen
wir Klarstellungen, damit ökologische und
soziale Standards anfechtungsfrei in Aus-
schreibungen verankert werden können.

– Die Daseinsvorsorge muss weiter für
alle zugänglich in guter Qualität und zu an-
gemessenen Preisen zur Verfügung stehen.
Viele dieser Dienstleistungen können nur
oder am besten vor Ort organisiert werden.
Das wissen die Kommunalpolitiker am be-
sten. Die Erfahrungen mit privatisierten
Stadtwerken und anderen ehemals öffent-
lichen Anbietern haben gezeigt, dass es oft-
mals sinnvoller ist, wenn die Kommunen
für die öffentliche Daseinsvorsorge verant-
wortlich bleiben. Diese Möglichkeit muss
auch in den Beihilfe- und Vergaberege-
lungen der EU erhalten bleiben.

Sozialer Schutz beinhaltet übrigens
auch den Schutz vor Diskriminierung.
Homosexuelle, Behinderte, alte Menschen
und andere schutzbedürftige Gruppen in
ganz Europa wissen zu schätzen, dass die
Sozialdemokratie sich für einen einheit-
lichen europäischen Diskriminierungs-
schutz einsetzt. Über die Einhaltung von
Arbeitnehmerrechten wachen die Be-

triebsräte. Deshalb stehen Sozialdemokra-
ten für die Verbesserung der europäischen
Betriebsräterichtlinie und die Ausdeh-
nung ihres Geltungsbereiches ein. Bei der
Europäisierung von Unternehmen dürfen
die Beteiligungsrechte nicht untergehen.

Nachhaltiges Wachstum

Gute Arbeit muss ergänzt werden durch
nachhaltiges Wirtschaftswachstum, das
Arbeitsplätze und Fortschritt schafft und
gleichzeitig die Gesundheit der Menschen
und die Umwelt schützt. Erneuerbare Ener-
gien bieten die Chance einer sauberen und
unabhängigen Zukunft. Sie haben zudem
ein enormes Wachstumspotenzial. Schließ-
lich bieten sie die einzige Möglichkeit, um
langfristig eine unabhängige Energiever-
sorgung sicherzustellen. Die EU hat bereits
eine Reihe von Maßnahmen beschlossen,
die in den kommenden Jahren umgesetzt
und ergänzt werden müssen. 85 Prozent der
Deutschen wollen, dass über den Umwelt-
schutz auf europäischer Ebene entschieden
wird. Die SPD wird diese Menschen im
Europäischen Parlament vertreten.

Zum Zeitpunkt der Europawahl 2009
steht die EU an einer Weggabelung: Zur
Wahl stehen das soziale Europa der Sozial-
demokraten oder das Markt-Europa der
Konservativen und Liberalen. Es gilt, die
Menschen dazu zu bewegen, ihre Inte-
ressen bei der Europawahl zu vertreten: Für
eine neue Balance von EU-Binnenmarkt
und sozialer Dimension; für eine ausgewo-
gene EU-Wirtschafts-, Finanz- und Geld-
politik; für sozialen Schutz und soziale
Rechte in Europa; für die EU als Vorreiterin
beim Klimaschutz; für eine verantwor-
tungsvolle Rolle der EU in der Welt; für ein
Europa der Bürgerinnen und Bürger.

Wenn es gelingt, diese Alternative zur
europäischen Marktgesellschaft der Kon-
servativen und Liberalen klar herauszu-
arbeiten, haben die Sozialdemokraten in
der Europawahl 2009 echte Chancen.
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NG/FH: Lange Zeit war wenig von sozial-
demokratischen Ideen und Debatten zu
hören, sondern fast nur von Personalque-
relen. Nun sind gleich fünf neue Bücher
von führenden sozialdemokratischen Po-
litikern erschienen, die versuchen, mit
weitreichenden Politikentwürfen in die
Debatte zu intervenieren: Franz Münte-
fering, Erhard Eppler und Ottmar Schrei-
ner sind dabei. Ihr Buch Links neu denken
gehört auch dazu. Ist diese Parallelität ein
Zufall, oder ist die Zeit jetzt einfach reif
dafür?

Gabriel: Ein bisschen zugespitzt kann man
sagen, es ist eine nachholende Diskussion.
Denn auf Seiten der politischen Linken, in
Deutschland und anderen Teilen Europas,
hat es nach dem Zusammenbruch des
Kommunismus keine richtige Debatte da-
rüber gegeben, was linke Politik unter die-
sen veränderten Bedingungen eigentlich
bedeutet. Die Aufhebung der Blockkon-
frontation,ein sich schneller globalisieren-
des Wirtschaftssystem, die Bevölkerungs-
explosion und knapper werdende Res-
sourcen, die Wanderungsbewegungen, die
viele Menschen anderer Nationalitäten in
die Industriestaaten bringt und neue Kon-
flikte und Kriege, wie wir sie vorher nicht
kannten, geben u.a. diesen neuen Rahmen
vor. Es gab den Versuch von Tony Blair
und Gerhard Schröder, eine Diskussion
über einen »Dritten Weg« und eine neue
Sozialdemokratie zu beginnen. Sie ist aber

in Deutschland sehr schnell beendet ge-
wesen, weil nicht ausreichend thematisiert
wurde, was unter einer linken Politikvor-
stellung zu verstehen sei. Die Sozialde-
mokratie braucht eine intellektuelle Aus-
einandersetzung über die Frage, wie das
Fortschrittsversprechen für Freiheit sowie
für Aufstieg und Teilhabe unter völlig an-
deren ökonomischen und gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen weitergeführt
werden kann. Für diese Diskussion ist jetzt
der richtige Zeitpunkt.

NG/FH: Sie sprechen wichtige Themen wie
die gefährdete Demokratie, eine neue Klas-
senspaltung und eine gestörte Balance
zwischen Wachstum, Gerechtigkeit und
Umweltsicherung an. Ist dieser weite Ho-
rizont an Themen das persönliche Pro-
gramm von Sigmar Gabriel und welche
Lösungsvorschläge machen Sie?

Gabriel: Wenn man in einer solchen Zeit
der Umbrüche Politik macht, überlegt
man, wie man sein eigenes Verständnis
vom politischen Handeln, seine eigene
Sichtweise in diese doch zum Teil sehr un-
übersichtliche Landschaft einordnet. Ich
habe mich zum Beispiel mit der Frage aus-
einandergesetzt: Ist der Begriff der »Mitte«
richtig? Wenn man sagt, Arbeitnehmer
und ihre Familien, Selbstständige, Fach-
arbeiter und Intellektuelle seien die Mitte,
dann bleibt nicht mehr viel übrig und der
Begriff hat politisch keine Wirksamkeit

Gespräch mit Sigmar Gabriel

»Eigentlich wären es gute Zeiten für 
sozialdemokratische Wahlerfolge«

Sigmar Gabriel (geb. 1959) ist seit 2005 Bundesumweltminister. Im Oktober ist bei
Piper sein Buch Links neu denken erschienen. Auf der diesjährigen Frankfurter
Buchmesse stellte er sich den Fragen von Thomas Meyer.



NG/FH: Was heißt das für das Verhältnis
zwischen SPD und Linkspartei? Eine Pro-
testlinke, die in der Hauptsache nur For-
derungen erhebt ohne Handlungsstrate-
gien zu entwerfen, gegen eine Gestaltungs-
linke zu stellen, die versucht eine linke Po-
sition im Regierungshandeln umzusetzen.
Ist das ein Verhältnis der kritischen Dis-
kussion oder ein Verhältnis der Ausgren-
zung? Was folgt daraus für die Praxis?

Gabriel: Das Ziel muss natürlich sein, die-
se Partei überflüssig zu machen. Trotzdem
ist es so, dass man sich mit der Linkspartei
inhaltlich auseinandersetzen muss. Wir

haben immer nur arithmetische Diskus-
sionen geführt, doch politische Koalitio-
nen sind kein Ergebnis der Mathematik,
sondern der inhaltlichen Übereinstim-
mung. Das gibt es zum Teil schon in den
Ländern. Wir haben eine sehr stabile Re-
gierungskoalition mit der Linkspartei in
Berlin. Wenn es eine inhaltliche Überein-
stimmung gibt, kann man das machen.
Doch ich habe Schwierigkeiten mir vorzu-
stellen, mit einer Partei im Bund gemein-
sam Gesetze zu machen, die gegen die eu-
ropäische Einigung ist, die für Gewerk-
schaftsrechte in Deutschland eintritt, sie
aber für Kuba verweigert, die 150 Milliar-
den Euro für soziale Leistungen ausgeben
will, ohne die Frage zu beantworten, wo
die eigentlich herkommen sollen, die ei-
nen Vorsitzenden hat, der öffentlich er-
klärt, im Falle einer Entführung könne er
sich auch den Einsatz von Folter vorstel-
len. Deswegen würde ich die Auseinander-
setzung mit der Linkspartei immer inhalt-
lich führen und nicht über die Frage, wer
welche politische Vergangenheit hat. Im
Bund wird es aus meiner Sicht keine Mög-
lichkeit der Zusammenarbeit geben, bis
diese Partei sich inhaltlich ändert. Dann

würde sich für sie aber die Existenzfrage
stellen.

NG/FH: Zwischen der SPD und den Grü-
nen schienen am Anfang Welten zu liegen.
Nach einer relativ kurzen Zeit waren die
Gräben zugeschüttet und es begann eine
gemeinsame Regierungsarbeit in Hessen,
dann im Bund. Wird es letzten Endes mit
der Linkspartei so ähnlich sein, ist das eine
Frage der Zeit?

Gabriel: Man muss aufpassen, ob man den
Vergleich so ziehen kann. Was sind Die
Grünen heute? Sie sind heute die zweite li-

berale Partei in Deutschland. Die Grünen
bilden den genuinen, bürgerrechtslibera-
len Teil des deutschen Liberalismus ab.Die
Frage ist, ob es für die Linkspartei einen
Raum in der Parteienlandschaft gäbe, wenn
sie sich zu einer realistischen Finanz- und
Außenpolitik bekennen würde. Die Pro-
testwähler, die gar nicht erwarten, dass die
Linkspartei etwas verändert, würden in ei-
ner solchen Situation keinen richtigen
Grund mehr haben sie zu wählen. Da stellt
sich die Frage, was die dann machen?

NG/FH: Manche Linkswähler würden sa-
gen, ein Unterschied liegt immer noch in
der Frage der Glaubwürdigkeit. Die SPD
habe sich zu linken Positionen bekannt, hat
aber eine Politik gemacht, die mit linken
Positionen nicht mehr viel zu tun hatte. Die
Linkspartei steht zu diesen linken Positio-
nen. Auch wenn es eine programmatische
Annährung gibt, bleibt der Zweifel, ob die
SPD das Vertrauen genießt, um die Unter-
stützung der Wähler zu bekommen.

Gabriel: Zwei Drittel der Deutschen sagen,
es gehe ungerecht im Land zu. Das wären
gute Zeiten für sozialdemokratische Wahl-
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» Die Sozialdemokratie muss sich die Frage stellen, warum es ihr trotz eines
wachsenden Ungerechtigkeitsgefühls der Menschen nicht gelingt, Wahl-
erfolge zu erlangen.«



erfolge. Dennoch muss sich die Sozialde-
mokratie die Frage stellen, warum es ihr
trotz eines wachsenden Ungerechtigkeits-
gefühls der Menschen nicht gelingt,Wahl-
erfolge zu erlangen. Das hat etwas mit der
Widersprüchlichkeit von sozialdemokra-
tischer Politik in den letzten Jahren zu tun.
Das hat aber auch etwas mit der Komple-
xität von Lösungsangeboten zu tun. Diese
Glaubwürdigkeitslücke kann man nicht
dadurch schließen, dass man die Links-
partei bekämpft oder beschimpft. Dafür
muss die Sozialdemokratie ein geschlosse-
neres Bild abgeben. Wenn es ihr nicht ge-
lingt, ihre eigenen Erfolge für sich in An-
spruch zu nehmen und dabei neue Auf-
gaben oder auch Fehler in der Vergan-
genheit zu thematisieren und zu korrigie-
ren, wird sie diese Glaubwürdigkeit nicht
zurückgewinnen. Der Wechsel zu einem
Kanzlerkandidaten Frank-Walter Stein-
meier und einem Parteivorsitzenden Franz
Müntefering kann einen nicht unerheb-
lichen Teil dieser Glaubwürdigkeit zurück
bringen. Jedenfalls dann, wenn man ge-
stalterisch-linke Politik machen will. Mit
reinem Protest lässt sich diese Glaubwür-
digkeitslücke nicht überbrücken. Sich mit
Protest zufrieden zu geben,darf die Sozial-
demokratie niemals.

NG/FH: Nun gibt es viele Beobachter, die
sagen: Die SPD hat sich im letzten Jahr im
Grunde nicht als eine Partei präsentiert,
die eine Programmidee, die ein Projekt
nach außen vertritt, sondern als zwei Par-
teien. Wie lässt sich diese Vielstimmigkeit
auflösen? 

Gabriel: Die einzige Möglichkeit das Prob-
lem zu lösen, ist über Inhalte zu reden.
Solange ich Dinge an Machtkonstellatio-
nen und Personalfragen festmache, wer-
den Inhalte verdeckt und nicht ausgetra-
gen. Deswegen tut es der SPD gut, eine De-
batte darüber zu führen, was wir erreicht
haben und erreichen wollen. Diese Aus-
einandersetzung hat der Sozialdemokratie

von Beginn an immer wieder dazu ver-
holfen, Krisen zu überstehen. Bei aller
Skepsis, diese Partei existiert jetzt fast 150
Jahre, sie hat Schlimmeres überstanden.
Das liegt nicht daran, dass die SPD immer
eine glasklare und richtige Haltung gehabt
hätte oder die besten Führungspersönlich-
keiten. Sie hat es der inhaltlichen Ausein-
andersetzung und der Idee von Freiheit
und von Aufstieg und Teilhabe zu verdan-
ken. Das ist der Weg, der von uns allen be-
schritten wird und der auch ein ganz gro-
ßes Maß an Erfolgsaussichten hat.

NG/FH: Der Finanzkapitalismus hat vor ei-
nigen Wochen an der Wall Street sein Wa-
terloo erlebt. Die alte These, dass der
Markt es besser richtet als der Staat, hat
sich widerlegt. Plötzlich sind alle bereit,
den Staat ins Spiel zu bringen. Was sind in
dieser Situation linke Antworten und was
ist eine tragfähige, linke Strategie im Um-
gang mit diesem Problem? 

Gabriel: Es ist interessant zu sehen, dass
die CDU jetzt kurz davor ist das Ahlener
Programm wieder zu beschließen, in dem
sie den christlichen Sozialismus fordert.
Die linke Alternative ist endlich, Ernst zu
machen mit den Regulierungen, die der
Markt braucht. Die jetzige Kriseninter-
vention versucht nicht nur den Banken zu
helfen, sondern den Rückgang der wirt-
schaftlichen Entwicklung zu verhindern.
Denn das trifft jeden Einzelnen von uns.
Als nächsten Schritt müssen wir national,
aber vor allem international, Spielregeln
einführen. Marktversagen ist die Folge
staatlichen Regelungsversagens. Das ist ei-
ne Erkenntnis, zu der man vor etwa vier
Wochen gelangt ist. Die Frage ist, ob wir es
schaffen, das auch konsequent in der Pra-
xis umzusetzen. Das wird sich im kom-
menden Jahr zeigen.

NG/FH: Die SPD war ein dreiviertel Jahr im
Tief, kommunikativ in der Defensive und
im Profil nicht sichtbar. Es gab in der
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tierung bieten und sie sind wichtige Iden-
tifikations- und Anknüpfungspunkte für
politisch Aktive.

22 Mobilisierung nach Außen

Für Grundsatzprogramme gilt nicht, was
für Beschreibungen von Pilgerreisen durch
Entertainer gilt: Sie sind keine Bestseller.
Sie werden nicht von breiten Teilen der
Bevölkerung gelesen. Sehr genau werden
Programme aber von Interessenverbän-
den, sozialen Bewegungen oder anderen
Organisationen wahrgenommen. Gewerk-
schaften, Kirchen, Umweltorganisationen,
Globalisierungskritiker oder Wohlfahrts-
verbände – sie alle haben sich gründlich
mit den Programmen von SPD und CDU
auseinandergesetzt. Sie können eine wich-
tige Funktion als Verstärker oder als Kri-
tiker der Botschaften der Grundsatzpro-
gramme einnehmen. Sie können die Ideen
der Programme bejahen, oder sie völlig
verwerfen und damit Zustimmung oder
Ablehnung für die jeweilige Partei in ei-
nem Teilbereich der Gesellschaft mobi-
lisieren. Damit nehmen sie eine wichtige
Funktion als Verstärker oder als Kritiker
der Botschaften der Grundsatzprogramme
ein.

33 Grundlage für
gemeinsames Auftreten

Ein entscheidender Faktor für den Wahl-
erfolg einer Partei ist ihr kohärentes Auf-
treten. Das scheint selbstevident, fällt aber
gerade der SPD in der öffentlichen Wahr-
nehmung oft schwer. Nur wenn die Spit-
zenakteure einer Partei über einen längeren
Zeitraum ähnliche Ziele, Leitvorstellungen

und Politiken vorschlagen und vertreten,
ist eine Partei in nennenswertem Umfang
in der Lage, Wählerstimmen zu mobilisie-
ren. Zahlreiche Studien belegen das.

Grundsatzprogramme können ein wich-
tiger Referenzrahmen sein, um die Ver-
mittlung einheitlicher Positionen zu ge-
währleisten. Dabei ist klar, dass nicht jede
tagespolitische Anforderung mit einem
Satz aus dem Grundsatzprogramm beant-
wortet werden kann. Grundsatzprogram-
me bewegen sich – das legt der Name nahe
– auf einem anderen Abstraktionsniveau
als tagesaktuelle Statements zu Sozialver-
sicherungsbeiträgen oder Steuersätzen.
Wenn aber die wesentlichen Forderungen
des Wahlkampfs mit dem Grundsatzpro-
gramm korrespondieren und aktuelle He-
rausforderungen vor dem Hintergrund der
im Programm entwickelten Orientierung
interpretiert werden, sind die Chancen für
ein kohärentes Agieren der Partei im Wahl-
kampf zumindest erhöht. Ein Grundsatz-
programm kann mithin das langfristige
Grundmotiv einer Kampagne sein, auf dem
einzelne tagespolitische Themen variiert
werden. Im Idealfall wird der Wahlkampf
dadurch authentisch und überzeugend.

Ein gutes und zeitgemäßes Grundsatz-
programm kann also eine wichtige Grund-
lage für einen erfolgreichen Wahlkampf
sein. Deshalb ist es konsequent und folge-
richtig, wenn der sozialdemokratische
Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier
sich, wie geschehen, bei seiner Nominie-
rungsrede bewusst auf das Hamburger
Programm der SPD bezieht.Aber über ein-
zelne Parteien hinaus gilt: Die Wahlkampf-
Manager aller Parteien sind gut bera-
ten, wenn sie programmatische Prinzi-
pienerklärungen nicht als Esoterik für die
Parteiseele begreifen, sondern bewusst bei
ihrer Kampagneplanung mitdenken.
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war ungeheuer eindrucksvoll gerade im
Medium der Bilder.

Doch zuweilen stößt man auf Miss-
trauen gegenüber der Bibel. In einem quasi-
offiziellen Kirchenpapier war zu lesen:
»Wörtlich genommen und ohne kritische
Distanz gelesen, ist die Bibel streckenweise
ein schwer verdauliches Buch, weil sie Völ-
kermord, rassistische Vorschriften und au-
toritäre Gottesbilder enthält, die man mit
gutem Gewissen niemandem zum Lesen
geben möchte.« Wenn das zutrifft – was
tun? Soll man die Bibel in Watte packen?
Der Versuchung nachgeben, sie aus lauter
Friedensliebe und Christlichkeit nur in ge-
reinigter Form zu verbreiten? Oder soll
man viel Energie darauf verwenden, vor
der Lektüre der Bibel zunächst einmal die
»kritische Distanz« zu ihr einzuüben?
Dann wäre es allerdings vorbei mit dem
Lesegenuss. Die gefährlichste Klippe für
ihn ist die »richtige«, die »korrekte« Inter-
pretation. Solche Korrektheit kann es näm-
lich nicht geben. Die Bibel ist Menschen-
werk, das heißt sie ist durchwachsen und
umrankt von jenem Dornengestrüpp aus

Ideologie, Propaganda, Gewalttätigkeit und
Vorurteil, das zu ihrer Entstehungszeit ge-
hört. Nur durch dieses Gestrüpp hindurch
findet man ihre tieferen Wahrheiten, die
Wahrheiten über uns selbst.

Dass in den biblischen Geschichten
eine »tiefere Bedeutung« zu finden ist, ist
zumindest den Künstlern immer bewusst
gewesen. Diese Geschichten enthalten ein
Grundwissen über den Menschen,über sei-
ne Einbindung in kosmische, religiöse und
soziale Zusammenhänge, aber auch über
seine innere Welt, bis in die Sphäre des
Unbewussten. Die Bibel, zeitlos und aktuell
zugleich, ist ein Geschichtsbuch und ein
Lebensbuch zugleich. Ihre Wahrheiten wer-
den uns nicht theoretisch vermittelt, son-
dern durch Geschichten, also verschlüsselt.
Jede Zeit, jede Generation kann sich in die-
sen Geschichten wiedererkennen, muss sie
aber neu für sich deuten, immer vorausge-
setzt, dass sie im kollektiven Gedächtnis
noch lebendig sind. In diesem Sinn ist die
schwindende Bibelkenntnis, jenseits aller
positiven Gläubigkeit, ein Zeichen kulturel-
ler Selbstvergessenheit.
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Viel ist vor vierzig Jahren darüber gerätselt
worden, wie jener »Schachautomat« zu
deuten ist, den Walter Benjamin an den
Anfang seiner »geschichtsphilosophischen

Thesen« stellt. Wer ist darin Puppe und
Zwerg, der Historische Materialismus oder
die Theologie? Und: Wer nimmt wen wo-
für in Anspruch? 

Heinz Dieter Kittsteiner, jüngst verstor-
bener Historiker der Viadrina Universität in
Frankfurt/Oder, hat sich bereits als Student
von Jacob Taubes um eine Klärung dieser
enigmatischen Figur bemüht. Die Lösung,
die er seinerzeit vorschlug, war situations-
gebunden. Theologisches Wissen, auch sä-
kularisiertes, wird, wenn es die Situation
verlangt, dem marxistischen »als dessen
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manifest rationalem Kern« zugeschlagen.
Nur so war das historische Kontinuum von
Herrschaft und Unterdrückung aufzuspren-
gen. Es war wohl dieser Nexus von Marxis-
mus und geschichtlicher Diskontinuität,der
den bewegten Studenten an Benjamin fas-
zinierte und ihn Jahrzehnte lang intellek-
tuell in den Bann zog.Von der Theologie zu
lernen, hieß damals, siegen lernen.

Von diesem revolutionären Begehren
nach Neuanfang ist wenig geblieben. An-
ders als Marx sich das ausgemalt hatte, er-
weist sich der Kapitalismus als »fester Kris-
tall«, gegen den Widerstand und Aufbegeh-
ren unwirksam bleibt. Im Posthistoire ist
Rebellion bestenfalls noch eine Frage der
Mode, des Stils und ästhetischen Ausdrucks.
Geschichte und Politik erhalten die Signa-
tur des »als ob«. Die neue Ethik beruht im
Wesentlichen auf den Anpassungsleistun-
gen der Individuen an die »großen Produk-
tions- und Verteilungsgefüge« (A. Gehlen)

An dieser pessimistischen Weltsicht hat
sich für den »undogmatischen Edelmarxis-
ten«, wie man den Ideenhistoriker despek-
tierlich genannt hat, weitere zwanzig Jahre

später nichts Grundlegendes geändert. Sie
prägt auch sein neues und letztes Buch Welt-
geist, Weltmarkt, Weltgericht. Freilich haben
Haltung und Einstellung zu den Dingen
sich verändert. Die Zeitdiagnose, die der
Geschichtsphilosoph aus Comics,Zeitungs-
lektüren und philosophischen Ideen mon-
tiert, tritt uns zwar ungemein gelehrt, aber
auch erfreulich unakademisch entgegen.
Selten ist es einem Autor gelungen, die Sinn-
und Ziellosigkeit der Geschichte dem Leser
ebenso witzig-unterkühlt wie unterhaltsam
und gelassen im Ton nahe zu bringen.

Entwickelt wird sie, dem Buchtitel ent-
sprechend, in einer Triade. In Phase eins,
der Epoche des »Weltgeistes«, dominieren
Erwartungen, Hoffnungen und Glücksver-
sprechen. Als Zeugen treten an: Mande-
ville und Adam Smith, gegen die wiederum
Rousseau und Hegel polemisieren. Private
Laster, so die Kernthese der berühmten
»Bienenfabel«, fördern das Gemeinwohl,
was den schottischen Ökonomen später da-
zu verleitet, von der »unsichtbaren Hand«
zu sprechen, und den preußischen Philo-
sophen von der »List der Vernunft«, die das
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ren? Dass in der Karfreitagsmesse nach tri-
dentinischem Ritus wieder für die Bekeh-
rung der Juden gebetet wird. Dass das
menschliche Leben als solches schon in sei-
nen unerkennbaren Vorformen unbedingt
zu schützen ist, weshalb die Kirche der
Biotechnologie strengste Verbote aufzuerle-
gen wünscht (Verbote, die auf die Abtrei-
bung, ja den Geschlechtsverkehr ohne Fort-
pflanzungsabsicht ausgedehnt zu werden
verdienten). Wie kommt es, dass die Com-
munity, die jene Studienrätin unter der Mai-
buche beherbergt, die kulturell engagierten
Mittelklassen – wie kommt unserer Well-
ness zugute, dass unsere Kreise so für Tibet
und den Buddhismus schwärmen? So dass
der Dalai Lama mit seinem automatischen
Schmunzeln in unseren Kreisen zu einem
geistlichen Führer aufstieg – ungeachtet
dessen, dass man seiner Verkündigung
nichts entnehmen kann, ich glaube an die
Wahrheit des Glaubens und so weiter.

Das Stift St. Paul im Lavanttal bietet
sog. Einkehrtage an. »Sie können an un-
seren Gebeten teilnehmen«, erklärt Pater
Gerfried den interessierten Besuchern,
»oder Sie können sich einfach nur erholen
und vom Alltag Abstand nehmen«. Dem
Stift St. Georgen gliedert sich ein Hotel an
für quasifromme Touristen, das »ein viel-
seitiges Programm in den Bereichen Schöp-
fungsverantwortung und ökosoziales Wirt-
schaften anbietet«, so Hoteldirektor Mario
Bergmoser. Gewisse Formen der landwirt-
schaftlichen Produktion bleiben Gott und
seiner Schöpfung näher als andere. In St.
Georgen notiert der Reporter als Attrak-
tion außerdem das Lavendel-Labyrinth,
den kleinen Pilgerweg, die Kräuterspirale,
den Arzneigarten, die Obstplantagen und
den Naturspielplatz – was immer das sei.
Und was die geistlichen Entspannungs-
übungen in katholischen Klöstern angeht,
so wussten Kollegen aus der Intelligentsia,
wie ich sie während eines Aufenthaltes in
München kennenlernte, schon in den
80ern lobend davon zu erzählen; die über-
irdische Ruhe, die geheimnisvoll von Pater

Anselm ausgeht ... Die Transformation reli-
giöser Exerzitien in Wellnessveranstal-
tungen, Entspannung, Entschleunigung,
Besinnung findet seit langem statt.

Als Quellort dafür erkennt man Ka-
lifornien, das schon seit den 30ern aus
ostasiatischen, indianischen und europä-
ischen Ingredienzien seine eigene Spiri-
tualität zusammenkochte. Die Rauschgift-
experimente, von denen der Romancier
Aldous Huxley 1954 in seiner Schrift Die
Pforten der Wahrnehmung sensationell be-
richtete, galten einer mystischen Erfah-
rung des Seienden im Ganzen; Rauschgift
zwecks Bewusstseinserweiterung konsu-
mierten die Hippies von San Francisco in
den 60ern programmatisch. Der Holly-
woodstar Richard Gere präsentiert sich
entschlossen als Anhänger des Dalai Lama
und des tibetanischen Buddhismus. Das
Unheil dagegen verkörpert gerade ebenso
prägnant Tom Cruise, dessen Abhängig-
keit von der kuriosen Scientology-Reli-
gion bei den kulturell engagierten Mittel-
klassen Verachtung erweckt; was man da-
rüber hört, erinnert einerseits an die Er-
findungen der TV-Serie Raumschiff Enter-
prise – anderseits an die »Gehirnwäsche«,
wie man sie in den 50ern stalinistischen
Erziehungslagern zutraute. Persönliches
Wohlbefinden erwartet von solchen Exer-
zitien in unseren Kreisen niemand; dabei
steht außer Frage, dass die Religionsge-
schichte solche Techniken abstrafender
Reinigung, Purifizierung oft und oft aus-
gebildet hat.

Aber wir reden von Wellness. Ihr zu
dienen entwickelte Kalifornien neben die-
ser Spiritualität, die sich aller erreichbaren
Religionen bedient, zugleich die poly-
morphe Therapieszene, deren Erfindun-
gen unsere kulturell engagierten Mittel-
klassen ebenso dankbar importierten, auch
wenn man bei ihnen oft Naserümpfen
über die USA im allgemeinen und Kali-
fornien im besonderen beobachtet. Es ist
das pragmatische Verhältnis zur Religion,
das Interesse an ihren wohltuenden und
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Dass Walter Benjamin von April bis Juli
1932 und von März bis September 1933 auf
der Baleareninsel Ibiza lebte, war bekannt.
Dass Ibiza als eine Art vormodernes, bei-
nahe noch vorzivilisatorisches Utopia von
bedeutender Anziehungskraft für Intellek-
tuelle gewesen ist, kann man sogar heute
noch hinter den Fassaden der postmoder-
nen Erlebnis»kultur« ahnen. Was diese
Aufenthalte und ihre präzise Nach-Wahr-
nehmung für Biografie und Werk von Wal-
ter Benjamin bedeutete, wissen wir nun
aber erst durch das inhaltsreiche Buch des
1963 auf Ibiza geborenen katalanischen
Lyrikers Vincente Valero, das in der spani-
schen Originalausgabe 2001 erschien und
nun in deutscher Übersetzung vorliegt.
Das Buch enthält eine beeindruckende
Dichte von Informationen und Interpreta-
tionen, so dass es der Literaturwissen-
schaftler Justus Fetscher zu Recht in seiner
Rezension der spanischen Ausgabe als
»vermutlich interessantesten Beitrag zur
seitherigen Benjamin-Biografik« bezeich-
nen konnte.

Erschütternd wirkt die Armut des jü-
dischen deutschen Intellektuellen, die
zwar im Großen und Ganzen bekannt war,
aber nun durch die konkret fassbare Rea-
lität ein neues Gewicht gewinnt. Diese
Armut verstieß gegen die Würde eines
Menschen, der dann im Herbst des Jahres
1932 wohl zum ersten Mal daran dachte,
sich vom Leben selbst zu verabschieden.
Das Buch macht aber auch das Phänomen
erfassbar, wie sehr diese ibizenkische
Kargheit und Einsamkeit bei Benjamin
noch nicht ausreichend gehobene schöp-
ferische Quellen frei legte. In jenem Som-
mer 1932 arbeitete er an der Berliner
Chronik und an der Berliner Kindheit um
Neunzehnhundert, im folgenden Sommer
verfasste er den Agesilaus Santander und
zwei seiner bedeutenden Essays (Erfah-

rung und Armut, Über das mimetische Ver-
mögen) und einige Erzählungen, die den
Titel des Buches Der Erzähler zu rechtfer-
tigen vermögen.

Benjamin begegnete auf Ibiza eine
kleine, überwiegend deutsch-französische
Künstler- und Schriftstellerkolonie, die
sich im Übergang vom gewohnten exzen-
trischen Status in den des noch unge-
wohnten des Exilanten befand. Es waren
darunter merkwürdige Paradiesvögel, die
heute fast niemand mehr so recht kennt,
und solche, an die man sich aus anderen
Kontexten erinnert. So z.B. an Paul Renée
Gauguin, den Enkel des berühmten fran-
zösischen Malers, der dann im Juni 1940
in Oslo dem Exilanten Willy Brandt,den er
1937 während des Spanischen Bürger-
kriegs in Barcelona kennengelernt hatte,
seine norwegische Militäruniform lieh,
damit dieser sich derart verkleidet in deut-
sche Kriegsgefangenschaft begeben konn-
te. Unerkannt wurde Brandt wie kalkuliert
bald entlassen und konnte nach Schwe-
den fliehen. Oder: Felix Noeggerath, der
1918/19 in München zu den linken Revo-
lutionären und Kurt-Eisner-Anhängern
zählte und sich 1937 nach seinem Ibiza-
Aufenthalt in der deutschen Wehrmacht
(Abwehr) ausreichend getarnt als Über-
setzer und Verfasser von Berichten über
internationale Politik die Nazi-Zeit und
den Zweiten Weltkrieg überleben konnte.
Seit 1950 bis zu seinem Tod 1960 lebte er
in München, wo er mit dem bedeutenden
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